
 
Kleine Anfrage 
der Abg. Faeser, Hofmann und Waschke (SPD) vom 30.03.2011 
betreffend Einkaufspreise in hessischen Justizvollzugsanstalten 
und  
Antwort  
des Ministers der Justiz, für Integration und Europa 
 
 
 

Vorbemerkung der Fragesteller: 
In der Antwort auf den Berichtsantrag der SPD-Fraktion betreffend die Einkaufs-
preise der hessischen Justizvollzugsanstalten (Drucksachennummer: 18/416) teilte 
das Hessische Ministerium der Justiz, für Integration und Europa mit, dass die 
Konzessionsvergabe für den Warenverkauf auf die Leitungen der Justizvollzugsan-
stalten des Landes Hessen delegiert sei. Eine Kündigung der jeweiligen Verträge 
zwischen den Justizvollzugsanstalten und den Anbietern sei nur für den Fall vorge-
sehen, dass eine grobe Pflichtverletzung begangen werde, das Warenangebot nicht 
mehr angemessen erscheine oder unangemessene Preise gefordert würden. Eine 
Überprüfung, ob Rahmenbestimmungen durch die Justizvollzugsanstalten eingehal-
ten werden, finde nur bei entsprechenden Beschwerden oder aus gegebenem An-
lass statt. Die Justizvollzugsanstalten würden dann um Bericht gebeten, im Be-
darfsfall würde eine Überprüfung des Vertragsverhältnisses angeraten. 
 
 

Vorbemerkung des Ministers der Justiz, für Integration und Europa:  
Zur Frage der Preisgestaltung beim Gefangeneneinkauf in hessischen Justiz-
vollzugsanstalten wurde bereits im Rahmen des o.g. Berichtsantrages 
(Drucksache 18/416) im Rahmen der Sitzung des Unterausschusses Justiz-
vollzug am 2. September 2009 ausführlich Stellung genommen. 
 
Hinsichtlich der vorliegenden Fragestellungen konnte nicht unmittelbar auf 
statistisches Material zurückgegriffen werden, da es keine dementsprechend 
zielgenaue Erhebung gibt. Zur Beantwortung wurde daher im Dokumenten-
verwaltungssystem DOMEA eine Abfrage unter dem Stichwort "Einkauf" ab 
dem Jahr 2003 vorgenommen. Erfasst wurden hierdurch alle Dienstauf-
sichtsbeschwerden und Petitionen sowie im Rahmen von Anhörungen durch 
Vertreter der Aufsichtsbehörde (§ 108 StVollzG bzw. § 57 Abs. 2 
HStVollzG) zum Thema Gefangeneneinkauf vorgetragenen Beschwerden. 
Entsprechend den Vorgaben der Fragestellung wurden gerichtliche Verfah-
ren (insbes. Rechtsbeschwerden), Vorgänge, die erkennbar nur die Organi-
sation des und die Zulassung zum Einkauf betrafen und Beschwerden zur 
Neuregelung des Zuckereinkaufs (Begrenzung der Höchstmenge) nicht be-
rücksichtigt. Die so ermittelten Vorgänge wurden inhaltlich daraufhin über-
prüft, ob es im Sinne der Fragestellung um vermeintliche Pflichtverletzun-
gen des Anbieters, um das Warenangebot oder um die Preisgestaltung ging. 
Dabei wurden eine - die Justizvollzugsanstalt Kassel I im Jahr 2007 betref-
fende - gleichlautende Petition und eine Dienstaufsichtsbeschwerde zusam-
mengefasst. 
 
Diese Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage 
wie folgt: 
 
Frage 1. Wie häufig ist es in der 16., 17. und 18. Legislaturperiode bereits zu den in der 

Vorbemerkung beschriebenen Beschwerden von Häftlingen gekommen? 
 Aufschlüsselung bitte nach Monaten und Justizvollzugsanstalten und Grund der 

Beschwerden. 
 
Aus der beigefügten, unter dem Stichwort "Einkauf" im betreffenden Do-
kumentenverwaltungssystem abgefragten  Aufstellung ergibt sich, dass ins-
gesamt 12 Dienstaufsichtsbeschwerden, Petitionen oder mündlich im Rah-
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men von Anhörungen durch Vertreter der Aufsichtsbehörde vorgetragene 
Beschwerden die Preisgestaltung, vermeintliche Pflichtverletzungen oder das 
Warenangebot des Gefangeneneinkaufs betrafen. 
 
Frage 2. Wie viele der in der Antwort zu Frage 1 genannten Beschwerden bezogen sich auf 

eine unangemessene Preisgestaltung der Waren?  
 Aufschlüsselung bitte nach Monaten und Justizvollzugsanstalten und Grund der 

Beschwerden. 
 
Vier der zu Frage 1. genannten Beschwerden bezogen sich auf eine unange-
messene Preisgestaltung, wobei einer die Einkaufspreise in der Justizvoll-
zugsanstalt Hünfeld betreffende Petition aus dem Jahr 2010 eine von 73 
weiteren Gefangenen unterzeichnete Unterschriftenliste beigefügt war. 
 
Frage 3. Wie häufig kam es folglich in der 16., 17. und 18. Legislaturperiode dazu, dass 

das Ministerium für Justiz, Integration und Europa von den Justizvollzugsanstalten 
einen Bericht anforderte, um die Einhaltung der Rahmenbestimmungen durch die 
Justizvollzugsanstalten zu überprüfen? 

 Aufschlüsselung bitte nach Monaten und Justizvollzugsanstalten und Grund der 
Beschwerden. 

 a) Sofern die Preisgestaltung Anlass zur Aufforderung der Überprüfung der 
Rahmenbestimmungen durch die Justizvollzugsanstalten war, inwiefern wich 
der betreffende Preis vom üblichen Marktpreis ab? 

  Aufschlüsselung bitte nach Monaten und Justizvollzugsanstalten. 
 
Von hier wurden in 8 Fällen von Beschwerden über den Gefangeneneinkauf 
von den betreffenden Justizvollzugsanstalten Berichte angefordert. 
 
Eine Abweichung vom üblichen Marktpreis (nicht Supermarkt oder Discoun-
ter) wurde in keinem Fall festgestellt.  
 
Frage 4. Wie häufig wurde daraufhin eine Überprüfung des Vertragsverhältnisses zwischen 

den Justizvollzugsanstalten und den einzelnen Anbietern angeraten? 
 Aufschlüsselung bitte nach Monaten und Justizvollzugsanstalten. 
 a) Sofern die Preisgestaltung Anlass dafür war, eine Überprüfung des Vertrags-

verhältnisses zwischen den Justizvollzugsanstalten und den einzelnen Anbie-
tern anzuraten, inwiefern wich der betreffende Preis vom üblichen Marktpreis 
ab? 

  Aufschlüsselung bitte nach Monaten und Justizvollzugsanstalten. 
 
In keinem Fall. 
 
Frage 5. Wie häufig kam es daraufhin zu einer Vertragskündigung zwischen Anbietern und 

Justizvollzugsanstalten? 
 Aufschlüsselung bitte nach Monaten und Justizvollzugsanstalten. 
 a) Sofern die Preisgestaltung Anlass dafür war, dass es zu einer Vertragskündi-

gung zwischen den Justizvollzugsanstalten und den Anbietern kam, inwiefern 
wich der betreffende Preis vom üblichen Marktpreis ab? 

  Aufschlüsselung bitte nach Monaten und Justizvollzugsanstalten. 
 
In keinem Fall. 
 
Wiesbaden, 4. Mai 2011 

Jörg-Uwe Hahn 
 
 
 
 
Anlagen  








